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Drucksache 


Der Bundesminister itir Verkehr 

A14-Vp2-134 Vma/70 


Bonn, den 25. Mai 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages- 


Betr.: Wegekosten 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Lemmridir Schmitt 
(Lockweiler)r Engelsberger, Dr. Jobst, Vehar 
und Genossen 
— Drucksache VI/733 — 


In Vertretung des z. Z. abwesenden Herrn Ministers Leber 
beantworte ich die Kleine Anfrage betr. Wegekosten (Druck- 
sache VI/733) wie folgt: 


1. Ist die Bundesregierung willens und in der Lage, im Zuge der 
am 31. Dezember 1970 auslaufenden Straßengüterverkehrsteuer 
eine wegekostenorientierte fiskalische Belastung des Straßen- 
güterverkehrs herbeizuführen? 


Ja. Die terminliche Planung ist so gestaltet, daß dem Hohen 
Haus ein entsprechender Gesetzentwürf rechtzeitig genug vor- 
gelegt werden kann, um sein Inkraftsetzen zum 1. Januar 1971 
zu ermöglichen. 


2. Weshalb hat die Bundesregierung nicht, wie vom Herrn Bundes- 
minister für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
in der Sitzung des Verkehrsausschusses des Deutschen Bundes- 
tages am 4. Dezember 1969 ln Berlin zugesagt, dem Ausschuß 
im 1. Quartal 1970 eine Stellungnahme zur Wegekostenfrage 
vorgelegt? 


Diese Stellungnahme konnte bisher nicht vorgelegt werden, 
weil die zu berücksichtigenden Äußerungen von Verbänden 
und Verkehrsträgern nicht rechtzeitig eingegangen sind. Bei 
der Zusage des Bundesministers für Verkehr am 4. Dezem- 
ber 1969 in Berlin mußte und konnte nämlich davon ausge- 
gangen werden, daß die Stellungnahmen der wichtigsten Ver- 
bände und Verkehrsträger zu dem Wegekostenbericht einer 
unabhängigen Arbeitsgnippe im Bundesverkehrsministerium 
wie angekündigt zum Jahresende 1969 vorliegen würden. 
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3. Ist die Bundesregierung bereit, die Stellungnahmen der wissen- 
schaftlichen Beiräte beim Bundesministerium für Verkehr und 
für das Post- und Fernmeldewesen zum Wegekostengutachten 
der im Bundesverkehrsministerium gebildeten Arbeitsgruppe 
bekanntzugeben? 

Ja, sobald die erbetene gemeinsame Stellungnahme der beiden 
Gruppen des Wissenschaftlichen Beirates vorliegt. 

Es entspricht ständiger Übung, daß die Ausarbeitungen des 
Wissenschaftlichen Beirates beim Bundesverkehrsministerium 
veröffentlicht werden. Dies wird auch im vorliegenden Fall 
geschehen. 

4. Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung der Harmonisie- 
rung der Wettbewerbsbedingungen auf dem EWG-Verkehrs- 
markt bei? 

Die Bundesregierung hält die Harmonisierung der Wettbe- 
werbsbedingungen auf dem EWG- Verkehrsmarkt im Rahmen 
ihrer verkehrspolitischen Bemühungen für besonders bedeut- 
sam. An dieser Auffassung, die sie auch stets in den Beratungen 
der verschiedenen Organe der Europäischen Gemeinschaften 
zum Ausdruck gebracht hat, hält sie unverändert fest. 

5. Wiev stellt sich die fiskalische Belastung der Verkehrsmittel in 
der Bundesrepublik Deutschland im Vergleich mit den anderen 
EWG-Ländern dar? 

Unter Berücksichtigung des Sachzusammenhangs und der Tat- 
sache, daß in den Niederlanden und Italien bisher keine Schiff- 
fahrtsabgaben erhoben werden und auf dem Rhein Abgaben- 
freiheit herrscht, sowie der Tatsache, daß die Eisenbahnunter- 
nehmen nicht untereinander im Wettbewerb stehen, wird 
davon ausgegangen, daß sich diese Frage auf den Straßengüter- 
verkehr bezieht. 

Die fiskalische Belastung des Straßengüterverkehrs wird meist 
durch eine Gegenüberstellung von absoluten Beträgen der 
Zahlungen von Kfz- und von Mineralölsteuer verglichen, die 
die Höhe dieser Steuern darstellt. Eine derartige Gegenüber- 
stellung zeigt, daß die Belastung des Straßengüterverkehrs in 
der Bundesrepublik Deutschland im Vergleich mit anderen 
EWG-Ländem hoch ist. 

Dieses bekannte Zahlenbild berücksichtigt jedoch nicht die oft 
hohen Gebührenzahlungen für die Benutzung von Autobahnen 
in einigen Ländern. Auch bestehen Unterschiede für die Unter- 
nehmer in den verschiedenen EG-Ländern nicht nur in der Höhe 
der fiskalischen Belastungen, sondern auch in der Höhe an- 
derer Kostenarten, z. B. bei den Lohn-, Material- und Instand- 
haltungskosten. Diese Erkenntnis hat die EG-Kommission be- 
wogen, die Fragen der fiskalischen Belastung im Gesamtzu- 
sammenhang ZU untersuchen. Die Bundesregierung hat diese 
Arbeiten von Anfang an unterstützt. 
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Im übrigen ist bei einem Vergleich der fiskalischen Belastungen 
die Qualität des Angebots an Verkehrsfläche zu berücksichti- 
gen, um eine sachgerechte Würdigung vornehmen zu können. 


6. Gehört nach Ansicht der Bundesregierung zur Harmonisierung 
der Wettbewerbsbedingungen auf dem EWG- Verkehrsmarkt 
auch die Angleichung der fiskalischen Belastungen bei den 
V erkehrsmitteln? 


Neben anderen Faktoren hat auch die steuerliche Belastung 
Einfluß auf die Kosten der Verkehrsunternehmen. Daher ist 
eine möglichst gleichmäßige Besteuerung der Lastkraftfahr- 
zeuge ein wesentlicher Faktor der Harmonisierung der Wett- 
bewerbsbedingungen. 


In Vertretung 

Wittrock 



